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Vorentwurf zur Aufsteilung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans
wBlrgersolarpark Kleinneuhausen® der Gemeinde Kleinneuhausen,
Gemarkung Kleinneuhausen

hier: Stetlungnahme des Landratsamtes Sémmerda als Behtrde
gemal § 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung

Sehr geehrte Damen und Herren,

die uns zur Verfugung gestellten Vorentwurfsunterlagen wurden an die von der
Planung betroffenen Fachamter des Landratsamt Sémmerda weitergeleitet und um
Stellungnahme sowie um Aulerung notwendiger Informationen fiir ein sachgerechtes
und optimales Planungsergebnis gebeten, sowie um sich den erforderlichen Umfang
und Detailierungsgrad der Umweltprifung zu verschaffen. Ebenso wurde der externe
Gewdasserunterhaltungsverband amtsunterstiutzend um entsprechende
Stellungnahme aufgrund des einstigen Schreibens vom Thiringer Ministerium fiir
Umwelt, Energie und Naturschutz - Gewéasserunterhaltungsverbinde - Beteiligung als
Trager offentlicher Belange vom 10.03.2022 (unterzeichnet von Prof. Martin Feustel -
Abteilungsleiter Technischer Umweltschutz, Wasserwirtschaft, Bergbau) gebeten.
Ebenso wird um Stellungnahme der Zweckverbande gebeten.

Foigende beteiligte Amter und Sachgebiete (SG) gaben keine Stellungnahme ab: Amt
fur Offentlichkeitsarbeit, Ordnungsamt mit den SG Brand- und Katastrophenschutz
sowie Rettungsdienst und Fischereibehorde, Stabsstelle Integrierte Sozialplanung und
Strallenverkehrsamt mit dem SG Verkehrsbehérde. Die Denkmalschutzbehdrde und
der extern beteiligte Gewasserunterhaltungsverband (GUV) Untere
Unstrut/Helderbach sowie Trink- und Abwasserzweckverband Thiiringer Becken bzw,
Finne gaben selbstandig ihre Stellungnahme an Sie ab.

Durch folgende Amter wurden Bedenken, Anregungen und Hinweise gesuRert:

Hausadresse: Telefon: (036 34) 2 54-0 Bankverbindung:

Landratsamt Sémmerds [nternet: bt B K I Sparkassa Mittalthiringesn ELZ 820 510 00 Konto- Mr 140 CO0 720

Bahnhofstrale 9 E-Mail: |BAN" DEQ2E20510000140000780 BIC HELADEF TWEM
98510 Sémmerda Merdthirnnger Velksbank @ G, BLZ B20 940 E4 Kento MNr. 7 274 953
Glaubiger-ldentiftkatansnummer OE33 ZZ40 LULL UFUS 7 IBAN DES3820%40540007274553 BIC GENODEFINDS

{D1e genannton E-kail-Adressen diznen nur fir den Empfang einfacher Mitteilungen chne Verschliisaslung b
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Amt flr Bauaufsicht, Regionalplanung, Denkmalschutz - SG Bauaufsicht

Bauaufsicht (Frau Noldin}
Bezugnehmend auf das o.g. Verfahren bestehen aus bauordnungsrechtiicher Sicht

keine Einwande oder Bedenken.

Hinwels:

Eventuell gewlnschie bauliche Abweichungen von den Festsetzungen des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, seitens der Bauherren, missen durch ein
reguldres Bauantragsverfahren geprift, entschieden und genehmigt werden.

Amt far Bauaufsicht, Redionalplanuna., Denkmalschutz - SG Regionalplanung.
Denkmalschutz

Regionalplanung (Herr Schumann)

Aus  planungsrechtlicher Sicht bestehen gegen den Vorentwurf des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans ,Birgersolarpark Kleinneuhausen® der
Gemeinde Kleinneuhausen keine Bedenken. Dennoch werden Anregungen und
Hinweise (inhaltlich bzw. redaktionell) gedulert, die es zu beachten und umzusetzen

gilt.

Allgemein: Das Abwagungsgebot verlangt einen gerechten Ausgleich aller
betroffenen Betange und Interessen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Dies umfasst
auch eine Prafung und Bewertung méglicher Alternativstandorte
innerhalb des Gemeindegebiets. Dabei sind Kriterien aus verschiedenen
Bereichen zZu bertcksichtigen (Stadtebau, Raumordnung,
Energieversorgung, Naturschutz, Landwirtschaft, Forderung etc.). Im
Ergebnis ist die Frage zu beantworten, ob sich die mit dem Bauleitplan
verbundenen stadtebaulichen Ziele an anderen Standorten besser und
(umwelt-)vertraglicher umsetzen lassen. Im Rahmen der Abwagung ist
insbesondere zu berlicksichtigen, dass die Nutzung erneuerbarer
Energien im Uberragenden ©offentlichen Interesse liegt und der
offentlichen Sicherheit dient (§ 2 Satz 1 EEG). Grundsatzlich ist die
Erstellung eines kommunalen Gesamtkonzeptes flr die Freiflichen-
Photovoltaiknutzung sowie besonderer Solaranlagen im
Gemeindegebiet sinnvoll, welches auch die sonstigen
Entwicklungsabsichten der Gemeinde berlicksichtigt.

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan sieht u.a. die Nutzung
sogenannter Agri-PV-Anlagen vor. Hiermit wird auf die festgestellien
Anforderungen  fur  besondere  Solaranlagen nach § 15
Innovationsausschreibungsverordnung zum 01.10.2021 verwiesen, die
darin genannten Querverweise sind zu beachten (siehe Anlage 1). Nur
unter Beachtung der dort zu findenden Anforderungen, kann eine
Solaranlage als besondere - hier Agri-PV - Anlage betrieben werden.

Hinweis: Es ist zu beachten, dass Anregungen und Hinweise oftmals an mehreren
Stellen zu erganzen, anzupassen oder aufzunehmen sind {z.B. in der
Planzeichnung, in der Legende/Zeichenerkldrung, in den textlichen
Festsetzungen, in der Begriindung usw.). Zur Ubersichtlichkeit der
folgenden Anregungen und Hinweise wird nicht immer explizit an jeder
Stelte darauf verwiesen, sondern ggf. nur einmal stellvertretend (evtl. die
Suchfunktion des jeweiligen Dokumentes nutzen).
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Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Aligemein

Sofern im ggw. Verfahrensschritt der Trager &ffentlicher Belange (T6B) Thiringer
Landesamt flir Landwirtschaft und Landlichen Raum (TLLLR) noch nicht beteiligt
worden ist, soltte dieser T6B aufgrund der Uberplanung einer Gberwiegend
landwirtschaftlich genutzten Flache um eine Stellungnahme gebeten werden.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Teil A - Planzeichnung
Grundsatzlich sollten alle in der Planzeichnung verwendeten Planzeichen und
Beschriftungen auch in der Zeichenerklarung beschrieben werden:
e [nformation zu Infrastrukturen o.4. fur die KreisstraBe K 507 und das
Flieltigewédsser Sulze (Erkldarung analog bei der Zeichenerklarung des
Vorhaben- und ErschlieBungsplanes)

Die Planzeichnung sowie der Vorhaben- und Erschliefungsplan sind mit einer
Malstabsleiste zu erganzen, ggf. allgemein fiir die Planunteriage, da der Maf3stab
beider Plane gleich ist (hier; 1:2.500).

Im Rahmen der gesicherten ErschlieBung ist der schiussendliche Einfahrisbereich im
Norden zur K 507 mittels Planzeichen zeichnerisch festzusetzen (vgl. Ziffer 6.4 der
Anlage ,Planzeichen fir Bauleitplane” der Verordnung Uber die Ausarbeitung der
Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts - Planzeichenverordnung - PlanzV).
Zudem ist die maximal zulédssige Einfahrtsbreite zu bemalen.

Gemals Nutzungsschablone sind Solarmodule mit einer maximalen Héhe Hmax von
5,50 m angegeben. Vergleicht man nun die Angaben in der Begrindung (S. 20f,
Kapitel 9), ergibt bei einer Achsenhdhe von 2,10 m und einem vermutlich mittig
gelagerten 1,80 m breiten Modulteil die Gesamthdhe von ca. 3,00 m. Das ergibt einen
moglichen Spielraum von ca. 2,50 m. Sollten abweichend der geplanten und
angegebenen Nutzung gréflere Achsen sowie dadurch moglicherweise grolere
Modulteile geplant werden, verringert sich in der waagerechten 0°-Stellung die
maschineil bearbeitbare Landwirtschaftsfldche sowie die (iberbaute Grundflache (bei
gleichbleibenden Reihenabstand von geplanten 11,00 m).

Die beiden Maliketten entlang der festgesetzten Wasserflache des FlieRgewassers
Suize sind ggf. ais Detailzeichnung oder Schnitt (bersichtlicher darzustellen. Die
Angabe von jeweils sechs Maleinheiten auf engsten Raum ist nur schwer zu
erkennen, vor allem dann, wenn die Planunterlage nicht in digitaler (vergréRerbar),
sondern in haptischer Weise vorliegt.

An der Nordseite des Geltungsbereiches im Bereich der Beschriftung ,Gemarkung
Kleinneuhausen Flur 2“ fehlt die Malkette zur Breite der Umgrenzung von Fiachen mit
Bindungen fur Bepilanzungen und flir die Erhaltung von Baumen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewdssern.

In der Planzeichnung werden Flachen u.a. fiir Malnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft zeichnerisch und mit
eingekreisten Buchstaben festgesetzt. in der Zeichenerkldrung ist ,A bis C*
angegeben, Fldche C ist aber nicht in der Planzeichnung zu finden. Auch im Vergleich
mit den planungsrechtlichen Festsetzungen Ziffer 5.2 und 5.3 ist keine Angabe zu
finden, dort werden nur die Buchstaben A und B angesprochen.
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An der Slidseite des Geltungsbereiches ist eine mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
(GFL) zu belastende Flache festgesetzt. Anhand des Vorhaben- und
ErschiieBungsplanes sowie den zum Beteiligungsverfahren beiliegenden weiteren
Unferlagen zu entnehmen, handelt es sich um den verrohrten Bereich des
FlieRgewassers Sulze. Auch wenn bislang nirgends eine Festsetzung bzgl. der
Uberbaubarkeit und Nutzung dieser Flache festgesetzt ist, sollte diese sicher von
Jjeglicher Bebauung und Bepflanzung freigehalten werden, inkl. entsprechender
Schutzabstande. Wenn dies der Fall ist, ist diese Festsetzung an der Stidwestecke, im
Bereich der Uberlagerung mit der Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fur
Bepflanzungen und fur die Erhaltung von B&umen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Gewéassern zu beachten. Die GFL-Flache ist bis an die Grenze
des Geltungsbereiches fortzufiihren und die Pflanzbindungsflache zu reduzieren. Ggf.
ist dadurch die Bilanzierung des Griin {(-ausgleichs) anzupassen.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Zeichenerkliarung
Die oben unter Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Teil A -
Planzeichnung genannten Punkte sind ggf. in der Zeichenerklarung zu ergénzen.

Zusatzlich sollie bei den Erkldrungen der Planzeichen Umgrenzung von Flachen zum
Anpflanzen von B&umen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
Umgrenzung von Fldchen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von
Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewdssern der
jeweilige Buchstabe gleich mit angegeben werden. Erstere vermutlich A (Planzeichen
mit leeren Kreisen), zweite vermutlich B (Planzeichen mit geflillten Kreisen).

Planunterlage  Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Vorhaben- und
ErschlieBungsplan

Die Darstellung des Wirtschaftsweges entspricht nicht der Festsetzung der
Verkehrsilache besonderer Zweckbestimmung: landwirtschaftlicher Weg. Statt der
mindestens 40,00 m (gemaR Malkette), wird der Weg bis an das FlieRgewssser

gefihrt.

Zusétzlich wird westlich des kleinen Standgewassers ebenfalls ein Wirtschaftsweg
dargestellt (Uber das Flurstiick 267, der Flur 2, Gemarkung Kleinneuhausen aus
Norden kommend, afs M bezeichnet und zwischen den Bezeichnungen | und N/B),
dieser wir in der Planzeichnung tiberhaupt nicht festgesetzt. Im Vergleich mit dem
Grinordnungsplan Bestand (laut Titel Plankopf, geméaR Titel Datei als Entwicklung
bezeichnet) werden die Wirtschaftswege (vorheriger Absatz und dieser) ebenfalls
zeichnerisch angegeben. Diesbeziiglich sollte eine einheitliche Angabe erfoigen.

An der Nordspitze im Bereich der Zufahrt ist eine MaRkette (hier: 6,00 m) eingetragen.
Diese stellt die einzige Malikette in diesem Plan dar. Diese Angabe ist bereits in der
Pianzeichnung und kann entfernt werden.

Die geplante Einfriedung inkl. Zufahrten ist mit darzustellen.

Neben drei blaulichen Farbténen werden auch drei griinliche fur die Zeichenerkldrung
verwendet. Eine Unterscheidung ist recht schwer zu ftreffen. Im Hinblick auf
Vervielfaltigungen ggf. in schwarz-wei}, sollte mit Beschriftungen, Abkirzungen,
Nummerierungen, Schraffuren o.&. gearbeitet werden, ansonsten ist man immer auf
farbige Ausdrucke oder Dokumente angewiesen.
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Neben den Flachenfarben werden auch farbige Striche verwendet, so ist z.B. der
Flusslauf der Sulze im westlichen Tell des Geltungsbereiches verrohrt {entsprechend
ist in der Planzeichnung auch ein Leitungsrecht festgesetzt, welches von jeglicher
Bebauung frei zu halten ist). Eine entsprechende Zeichenerklarung sollte erfolgen.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Teil B - Textteil: A)
Planungsrechtliche Festsetzungen

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei handelt es sich um einen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan, keinen Bebauungsplan. Im ersten Absatz von
Ziffer 1 ist vor ,Bebauungsplans® ,\Verhabenbezogenen" zu ergénzen.

Das Wort ,Sonstiges” (0.4.) ist vor ,Sondergebiet” (0.4.) mehifach zu erganzen:
e Ziffer 1, ,Zulassig sind im Sondergebiet®
e Ziffer 1, ,Zuldssig sind im Sondergebiet®, dritter Spiegelstrich (analog in der
Begrindung, S. 22, Kapitel 9.1)
Ziffer 2.2, ,H&he baulicher Anlagen im Sondergebiet”
Ziffer 5.1, 1. Absatz, ,Die im Sondergebiet"
Ziffer 5.1, 2. Absatz, ,Beleuchtung des Sondergebietes”
Ziffer 5.2, ,Im Sondergebiet
Ziffer 7, ,Nutzung als Sondergebiet"
Ziffer 8, ,Geitungsbereich des Sondergebietes”

Im dritten Absatz kann als weitere zuldssige technische und bauliche Nebenanlage die
Speicheranlage erganzt werden (vgl. Begriindung S, 22, Kapite! 9.1, Art der baulichen
Nutzung).

Unter Ziffer 2.2 sollte eine maximal zulassige Hohe bzgl. technischer und baulicher
Nebenanlagen festgesetzt werden, weiche gemap Ziffer 1 zuldssig sind.

Ist die Errichtung von Energiespeicheranlagen und Trafostationen ¢.4. als technische
und bauliche Nebenanlage (gemal Ziffer 1) auch aufBerhalb der Uberbaubaren
Grundsticksfldchen zuldssig? Wenn ja, dann ist Ziffer 3 dahingehend zu erganzen
(vgl. Begriindung S. 27, Kapitel 13, Flachen die nicht oder nur mit Nebenanlagen
tiberbaut werden diirfen). Zu beracksichtigen ist, dass aus bauordnungsrechtlicher
Sicht keine Belange beriihrt werden oder betroffen sind (z.B. Grenzbebauung,
Grenzlberschreitungen usw.).

Ziffer 7 sollte ergdnzt werden, dass wenn die bauliche Nutzung als Sonstiges
Sondergebiet geendet hat, unverziiglich der vollstandige Riickbau aller baulichen
Anlagen, Kabel, Zuwegungen usw. zu erfolgen hat - Herstellung des urspringlichen
Zustands (vgl. Begrindung S. 25, Kapitel 9.5,). Dies sollte vertraglich geregelt werden.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Teil B - Textteil: B)
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Zu Einfriedungen sollte ergénzt werden, dass Sichtschutzeinschubstreifen verboten
sind, die Sichtdurchlassigkeit ist ohne jegliche Materialien zu gewahrleisten, einzig
zulassig ist die Begriinung mit Pflanzen.

Zusatzlich sollten Festsetzungen zu Werbeanlagen {freistehend oder als Anbringung
an der Einfriedung, Form, Farbe usw.) getroffen werden.
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Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Teil B - Textteil: C)
Hinweise

An welcher Stelle im Geltungsbereich wird die unter Ziffer 1 genannte Artenliste 2
fesigesetzt und wo soll diese angewendet werden? Einzig unter Ziffer 5.2 in A)
Planungsrechtliche Festsetzungen wird eine zu verwendende Artenliste festgesetzt,
hier aber ausschliellich Artenliste 1. Schaut man jedoch in die Begrindung, findet man
auf Seite 24, Kapitel 9.3, unter Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen im 2. Absatz einen Verweis auf die Arteniiste 2, und dass
diese in der Pflanzzone mit dem Buchstaben A zu verwenden ist.

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei handeit es sich um einen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan, keinen Bebauungsplan. Unter Ziffer 10 ist vor
.Bebauungsplanes® ,Vorhabenbezogenen” zu erganzen.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Rechtsgrundlagen

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei handelt es sich um einen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan, keinen Bebauungsplan. Im letzten Satz ist vor
,Bebauungsplanes” Vorhabenbezogenen® zu erganzen.

Planunterlage Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Verfahrensvermerke

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei handelt es sich um einen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan, keinen Bebauungsplan. Unter Inkrafttreten ist
deshalb vor ,Bebauungsplan® Vorhabenbezogene® zu erganzen.

Begriindung Vorhabenbezogener Bebauungsplan .

Seite Kapitel/Stelle Anmerkung/Hinweis
Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei
handelt es sich um einen Vorhabenbezogenen
3 Inhaltsverzeichnis | Bebauungsplan, keinen  Bebauungsplan. Vor
1. ,Bebauungsplanes” ist ,Vorhabenbezogenen" zu
erganzen (vgl. Seite 6, Kapitel 1, Uberschrift, dort ist
es richtiqg).

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbet
handelt es sich um einen Vorhabenbezogenen
9 Inhaltsverzeichnis | Bebauungsplan, keinen  Bebauungsplan. Vor
9.1 .Bebauungsplanes” ist ,Vorhabenbezogenen® zu
erganzen (vgl. Seite 22, Kapitel 9.1, Uberschrift, dort

ist es richtig).
Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei
handelt es sich um einen Vorhabenbezogenen
3 [nhaltsverzeichnis | Bebauungsplan, keinen  Bebauungsplan. Vor
9.7 ,Bebauungsplanes” ist ,Vorhabenbezogenen" zu
erganzen (vgi. Seite 25, Kapitel 9.7, Uberschrift, dort

ist es richtig).
6 1. Am Ende des zweiten Satzes fehlt das Satzzeichen.

letzter Abs.
5 Gemdal Verfahrensvermerk auf der Planunterlage
8 ’ A‘bs fand der Gemeinderatsbeschluss am 12.12.2023,
' ' nicht am 11.12.2024 statt.

8 2. Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei
2. Abs. | handelt _es sich um einen Vorhabenbezogenen
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Bebauungsplan, keinen Bebauungsplaﬁ. Vor
,Bebauungsplan® ist  Vorhabenbezogene” zu

erganzen.
Gemalk Zffer 8 im Tell B - Texiteil: A)
Planungsrechtliche Festsetzungen auf  der

Planunterlage wird eine Flachengrofie von 79,52 ha
angegeben. Die hier genannte Grolke von 79,51 ha
wird ebenfalls in der Begriindung auf Seite 20, Kapitel
9, 2. Absatz sowie auf Seite 27, Kapitel 13 genannt.
Im Sinne der Einbeitlichkeit ist sich auf einen Wert zu
einigen und der/die andere anzupassen.

Der einzelne Buchstabe ,r* oberhalb der Abbildung 1
kann nicht nachvollzcgen werden und ggf. zu
entfernen.

Bei der Angabe der Begrenzungen ist zu
hinterfragen, warum im Westen nicht der Bereich der
Gemarkung Vogelsberg mit angegeben wird und wie
im Osten die Fiur 2 an den Geltungsbereich
angrenzen kann, diese ist ausschlieRlich im Norden
(vgl. Abbildung 2 auf Seite 10 der Begriindung).

Die sich als im Entwurf befindliche beschriebene
Ubergeordnete Planung ist seit dem 31.08.2024 als 1.
Anderung  des  Landesentwicklungsprogramms
Thuringen 2025 (in Teilabschnitten und Karten) in
Kraft.

Am sddlichen Rand des Geltungsbereiches
Uberlagert dieser ein Vorranggebiet
Landwirtschaftliche Bodennutzung. Es wird darauf
hingewiesen, sofern noch nicht geschehen, dass die
Regionale Planungsstelle Mittelthiringen  beim
Tharinger Landesverwaltungsamt / Referat 300 in
Weimar zu konsultieren bzw. beteiligen ist, ggf. ist fur
diesen Bereich ein Zielabweichungsverfahren o.a.
durchzufihren.

Es wird von einem Plangebiet 1 gesprochen, der
Bauleitplan gibt dazu keine weiteren Informationen
iber Lage, Nutzung usw..

Die aufgezeigte Rechnung der Male kann mit der
schematischen Darstellung nicht nachvollzogen
werden. Die vermutlich mittig gelagerten Solarmodule
auf den Achsen (1,80 m breit) ergeben einen ,Radius”
von 0,90 m um den Drehpunkt. Die maschinell
bearbeitbare Landwirtschaftsflache ist mit 9,40 m
vorgesehen. Der Reihenabstand ist mit 11,00 m
angegeben. Unter Beachtung der o.g. Werte ergibt
dies aber eine Breite von 11,20 m (0,90 - 9,40 - 0,80
[m]), und somit einer Differenz von 20 cm. Die
Angaben sind zu prifen und ggf. zu korrigieren.

3
& 2. Abs.
9 3
9 3,
5,
12f LEP TH 2025
5
13ff RP MT 2011
g
20 1. Abs
9
21 | 1.Abs. i.V.m. Abb.
10
9
21 Abb. 10

Die Bezeichnung ,die Module kénnen auf 90° gestellt
werden® ist auf den ersten Blick schwer
nachzuvollziehen, erst durch die Angabe auf der
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vorherigen Seite 20, Kapitel 9, 2. Absatz (0° -
waagerechte Modulposition) kann sich die 90°-
Stellung  vorgestellt werden. Besser wiére es,
Lvertikale Modulposition® 0.4. zu erganzen.

22

Die Angabe des 20 cm hohen Ubersteigschutzes
sollte mit auf die Planunterlage Vorhabenbezogener
Bebauungsplan -~ Tell B - Texttell: B)
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen unter
Einfriedungen, zusatzlich sollte dies auf Seite 25,
Kapite! 9.7, 1. Absatz erganzt werden.

Des Weiteren wird hier ausschlielBlich von einem
Maschendrahtzaun gesprochen (Aufzdhlung und im
1. Abs.), ivV.m. den Bauordnungsrechtlichen
Festsetzungen unter Einfriedungen (Planunteriage
Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Tell B -
Textteil: B)) oder der Aussage auf Seite 25, Kapitel
9.7, 3. Absatz wird dort von MetallzAunen allgemein
gesprochen {u.a. Doppelstabmatten 0.4.).

22

Es wird von zwei Zufahristoren gesprochen, diese
Zufahrtsbereiche sollten mit in die Planzeichnung
bzw. den Vorhaben- und Erschliellungsplan
aufgenommen werden. Ggf. stehen diese im
Zusammenhang mit den dargestellten
Wirtschaftswegen.

23

9.2
3. Abs.

Die frei zu haltende 500 m Breite ab
Bdschungsoberkante als  Gewdésserrandstreifen
erscheint falsch gewé&hlt zu sein und ist mit der
Unteren Wasserbehdrde bzw. dem zustandigen GUV
zu prufen und kldren zu lassen. Der Bauleitplan zielt
auf ein  Vorhaben im  planungsrechtlichen
Aullenbereich ab. Ggf. ist durch die zu beachtenden
Gewasserrandstreifen die Planzeichnung
anzupassen (Baugrenze usw.).

26

12.

Die Angabe der Planart ist zu korrigieren, hierbei
handelt es sich um einen Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan, keinen Bebauungsplan. Im letzten
Satz ist vor .Bebauungsplanes®
,Vorhabenbezogenen® zu ergénzen.

27

13.

Die Flache der baulichen Nutzung des Sonstigen
Sondergebietes wird mit ca. 77,90 ha angeben,
schaut und rechnet man aber die darunterliegenden
Einzelwerte an und nach, ergibt dies einen
Flachenwert von ca. 81,48 ha, und somit eine ca. 3,58
ha groBere Flache. Allein die Summe dieser
Einzelwerte Uberschreiten die  angegebene
Gesamtflache des Geltungsbereiches von 79,51 bzw.
79,52 ha {s.0. stehenden Hinweis).

28

Hinweis

Der Hinweis sollte in Anlehnung an den Hinweis unter
Teil B - Textteil auf der Planunterlage sowie im Sinne
der Einheitlichkeit mit dem Zusatz ,Farbhe" ergéanzt
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werden (Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe,
Schrift oder Text). Zudem sollte Gber die einheitliche
Verwendung von ,und” oder ,oder” zwischen ,Schrift"
und ,Text" nachgedacht werden.

Die angefiihrten Verfahrensvermerke beziehen sich
nur auf Entwurf und Billigung, i.V.m. der
28t | Verfahrensvermerke | Planunterlage sind dort mehr Verfahrensschritte
aufgefuhrt. Uber den Umfang in der Begriindung
sollte nachgedacht werden.

Griinordnungsplan Vorhahenbezogener Bebauungsplan

In der Planzeichnung des Grinordnungsplanes (GOP) Bestand Uber die
Bestandsbiotope ist der verrohrte Bereich des FlieRgewassers Sulze - gekennzeichnet
mit dem Buchstaben A - als geradlinige Darstellung, abknickend vom offenen Verlauf,
an der westlichen Geltungsbereichsgrenze knickt dieser Verlauf wieder ab, dargestellt.
Die zweite Planzeichnung - verwunderlicher Weise auch als GOP Bestand liber die
Bestandsbiotope bezeichnet, im Titel der PDF-Datei aber, vermutlich richtiger Weise,
als Entwicklung bezeichnet - stellt den Lauf der Verrohrung angelehnt an die stdliche
Geltungsbereichs- und ortliche Flurstiicksgrenzen dar. Diese Anlehnung entspricht
auch der zeichnerischen Festsetzung auf der Planunterlage Vorhabenbezogener
Bebauungsplan - Teil A - Planzeichnung (mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu
belastende Flache). Neben der Priifung des Verlaufs, soliten auch die Titel der Plane
eindeutig formuliert werden.

In der Planzeichnung, die vermutlich die Entwicklung darstelit, Uberlagern die
Modulreihen der westlichen (iberbaubaren Grundstlicksfldche den verrohrten Bereich.
Diese Darsteliung entspricht nicht den Festsetzungen des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes sowie der Darstellung des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes. Die
dargestellten Modulreihen sind mit in die Legende aufzunehmen. Unabhangig wird in
der Legende ebenfalls von Bestanden gesprochen, hier scllten die Entwicklungen und
zukunftigen Nutzungen aufgezeigt und erlautert werden.

Brutvogelkartierung Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Unabhé&ngig der zusammenhidngenden Betrachtung mit dem parallel laufenden
Beteiligungsverfahren zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Blrgersolarpark
Vogelsberg® der Gemeinde Vogelisberg, stimmt der Geltungsbereich und somit das
Untersuchungsgebiet an der Sldcstecke nicht mit dem Geltungsbereich des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Blrgersolarpark Kleinneuhausen® {iberein.

Denkmalschutz (Herr Wich)
Die Untere Denkmaischutzbehdrde wurde zur Abgabe einer Stellungnahme beziiglich
0.g. Planung aufgefordert und nimmt wie folgt Stellung:

Das Sachgebiet Denkmalschutz verweist hiermit auf die daraufhin angeforderten
Stellungnahmen des Thiringischen Landesamtes fiir Denkmalpflege und Archaologie,
Fachbereich Bau- und Kunstdenkmalpflege.

Fachbereich Bau- und Kunstdenkmalpfiege (Frau Bode, Herr Dr. Scherf)

Der Fachbereich Bau- und Kunstdenkmaipflege wurde von dem Planungsbiiro
Planungsgruppe 91 Ingenieurgesellschaft direkt beteiligt, eine separate
Stellungnahme an das Landratsamt Sémmerda wird nicht verfasst, lediglich eine Kopie
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der Stellungnahme an das Planungsbiiro zur Information im Nachgang (06.11.2024
(Einzelstellungnahme) / 13.11.2024 (Info an LRA SOM)).

Die WUntere Denkmalschutzbehérde schlielit sich der Stellungnahmen der
Fachbehdrde inhalilich voll an. Die genannten Punkte sind zu heachten und
umzusetzen.

Umweltamt - SG Immissionsschutz, Abfallbehérde
Immissionsschutz (Herr Neumann)
Dem Vorhaben kann aus immissionsschutzrechtlicher Sicht zugestimmt werden.

Umweltamt - SG Naturschutzbehdrde
Naturschutzbehérde (Frau Trempert)
in Bezug auf die Gbersandten Unterlagen ergeht folgende Stellungnahme:

Ergebnis:
Derzeit stehen dem geplanten Vorhaben naturschutzfachliichen Belange entgegen.

Nachfolagende Sachverhalte sind zu priifen und zu iberarbeiten:

1. Aufgrund der direkt angrenzenden  Waldgrundstiicke sowie  der
Kompensationsmalnahme (Aufforstungsfliche westlich am nordlich  des
Geltungsbereichs  befindlichen  Waldgrundstlickes) bittet die  Unterer
Naturschutzbehérde (UNB) um Ubersendung der Stellungnahme des beteiligten
zustandigen Forstamtes.

2. In Bezug auf die Prufung artenschutzrechtlicher Belange bitte die UNB ergénzend
um Prafung und Bewertung mdglicher Auswirkungen auf die sidlich des
Geltungsbereiches befindlichen Rastgebiete sowie des am Geltungsbereich
nordwestlich verlaufenden Zugkorridors fur Wasservégel.

3. Ostlich von Nummer | im GOP entlang ist mit dem Buchstaben M eine weitere
Zufahrt hinterlegt. Zu dieser Zufahrt finden sich keine weiteren Angaben, ob sie
tatsdchlich hergestellt und auch genutzt wird. Dies ist entsprechend zu korrigieren.
Sollte die Nutzung geplant sein, muss die Zufahrt in der Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung (Biotop Bestand: Grasweg} entsprechend bertcksichtigt
werden.

4. In der Begrindung, Seite 26 werden die Vermeidungsmalnahmen benannt. Hier
ist im Rahmen der Bauzeitenregelung der Zeitraum wie folgt abzuandern:
Bodenbriterzeit von Méarz bis Ende 3eptember, Baufenster von Anfang Oktober
bis Ende Februar und nicht von September bis Ende Februar.

5. Umweltbericht:
51. Seite 10
Mittlerweile liegt die OBK 2.2 (2024) vor. Diese ist zu verwenden.

52. Seite 13
Die Bedeutungsstufe fir Kennung GOP L ist nicht nachvollziehbar. Die
Feldhecke ist im Bestand nicht vorhanden, sondern als Planung

darzustellen.



5.3.

5.4.

5.5.

5.6.

Seite 11

Far die Prifung planungsrelevanter Brutvogelarten gibt es eine neue Liste,
Version 2.2. (TLUBN 2024). Diese ist zu verwenden.

Die UNB bittet um Prifung, welche Artenlisten konkret zu verwenden sind.
In der Begrindung sowie im Umweltbericht als auch unter Hinweise im Teil
B - Textteil finden sich verschiedene Aussagen.

Auf die Artenliste 2 wird nirgends verwiesen. Daher wére zu tiberlegen, ob
diese gestrichen werden kann.

Die UNB empfiehlt fiir die Kompensationsmafnahme Feldhecke siidlich der
K 507 die Pflanzung von Hochstamm-Laubbidumen und nicht von
Obsthdumen. Zudem ist der Pflegeaufwand von Obstbaumen sehr hoch.
Dies musste dann gewdéhrleistet werden.

Die Kartierung der Reptilien und Amphibien ist den Unterlagen beizufliigen.

Die UNB geht davon aus, dass in den Randbereichen bzw. Saumbereichen
sowie in den Bereichen der Waldflachen Zauneidechsen und Amphibien
vorkommen. Daher sollte eine Vermeidungsmalinahme wahrend des
gesamten Bauzeitraumes geplant werden, so dass die Tiere nicht in die
Baufelder (z.B. Herstellung Zuwegung, Oberbodenarbeiten, Trafostation
efc.} einwandern kénnen.

Diese Vermeidungsmalnahme sollte auch in Teil B - Textteil, Hinweise
aufgencmmen werden.

8. Teil B - Textteil, Hinweise, Artenschutz
Hier ist gemaR Punkt 4. entsprechend zu andemn.

7. Tabelle 5: Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
Der Bilanzierung kann die UNB nicht vollumfanglich folgen.

7.1)
7.2.)

7.3)

7.4)

7.5.)

Oft stimmt die Lage vom PG bei den Biotopen nicht. Dies ist zu korrigieren,
Des Weiteren stimmen die Gesamtsummen nicht.

Bei der Bilanzierung der 753.000 m?*® Ackerflache zu Ackerfliche
Doppelnutzung ist die Berechnung Eingriffsschwere und Wertverlust nicht
nachvollziehbar. Es findet sich auch kein Hinweis zur FuRnote 3 bei (davon
-15). Was ist damit gemeint?

Kennung GOP Buchstabe G findet sich in keinen Grinordnungsplanen
wieder. Daher ist keine flachige Zuordnung und Prifung méglich.

Die Bilanzierung der Kennung GOP Buchstabe M kann nicht nachvollzogen
werden.

Gemal Teil B - Textteil sollen die Zufahrten ausgebaut werden. Demgeman
mussen diese auch mit der richtigen Bedeutungsstufe im Bestand und in
der Planung lbernommen werden. Die UNB geht davon aus, dass der
Hauptzufahrtsweg ein Feldweg / Grasweg ist. Daher muss er eine hdhere
Bedeutungsstufe als 0 erhalten.
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7.6.) Worin wurde die erforderliche Trafostation, Speicheranlage etc. mit
bilanziert?

7.7.) Die Bilanzierung der geplanten Kompensaticnsmafinahme Feldhecke
{Kennung GOP Buchstabe L) ist nicht korrekt. Das Bestandsbiotop ist nicht
Feldhecke mit einer Wertigkeit von 0, sondern Ackerland mit einer
Wertigkeit von 20.

7.8.) Die Summen der Bilanz sind aufgrund der zuvor genannten
Unstimmigkeiten zu pritffen und zu Gberarbeiten.

Die UNB bittet um Aufnahme des Hinweises, dass fiir die ErschlieBung mittels
Erdkabels aullerhalb des Geltungsbereiches bis zum zugewiesenen Mast separat
ein Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung bei der UNB zu stellen ist.

Umweltamt - SG Untere Wasserbehérde, Bodenschutz, Altlasten, Chemikalienrecht

Untere Wasserbehérde (Frau Miiller)

1.

Ortliche Lage
Landkreis: S&mmerda Freistaat: Thiringen
Gewadsser {l. Ordnung: Sulze in der Lossaaue,

im Einzugsgebiet der Lossa
Gemeinde: Kleinneuhausen

Wasserwirtschafiliche Schutz- und Vorbehaltsgebiete:

Uberschwemmungsgebiete: keine

Risikogebiet Hochwasser: ausgewiesenes Hochwasserrisikogebiete
der Lossa nicht betroffen

Trinkwasserschutzzonen: keine

Heilquellenschutzgebiete: keine

Gewasserrandstreifen: Sulze

Die nachfolgend aufgefithrten Unterlagen hat die Behdrde bei der
Beurteilung beriicksichtigt:

Antragserarbeitung durch Planungsgruppe 91 Ingenieurgesellschaft Gotha im
Auftrag der Gemeinde Kleinneuhausen

Erlauterung/Begriindung, Lageplan, Ubersichtsplan, Umweltbericht - Stand Juni
2024

Stellungnahme
Nach Prifung der eingereichten Unterlagen wird von der Unteren Wasserbehérde

{(UWB) folgende Stellungnahme ahgegeben:

Wasserwirtschaftiiche Schutz- und Vorbehaltsgebiete:
Das  Vorhaben befindet  sich nicht im  vorlaufig  gesicherten
Hochwasserliberschwemmungsgebiet der Lossa.

Der Bereich des Plangebietes liegt auch aullerhalb des Hochwasserrisikogebietes
der Lossa.
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Gewdsser und Gewasserrandstreifen:
Die Sulze ist ein Gewasser Il. Ordnung (§ 3 ThiurW@).

Die Sulze ist im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
teilweise verrohrt. Durch die Verrohrung verliert die Sulze nicht ihren Status als
Gewasser Il. Ordnung.

Die UWB ist die zustandige Genehmigungsbehdrde fir die rechizeitig zu
beantragenden wasserrechtlichen Genehmigungen (Kreuzungen der Gewasser,
Parallelveriegungen im Gewasserrandstreifen usw.), gemafl §§ 28, 29 ThirWG
1.V.m. §§ 36 und 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).

Die Gewasserrandstreifen (§ 38 WHG, § 29 ThurWG) sind beidseitig des
Gewdssers, im Aullenbereich, in einer Breite von jeweils 10,00 m ab
Boschungsoberkante des Gewdésserprofils, landseits, freizuhalten und zu
schitzen.

In den verrohrten Gewdésserabschnitten der Sulze gelten die Auflagen zur
Freihaltung des Gewdésserrandstreifens analog (Gewdasserbreite mit den beiden
10,00 m breiten Gewé&sserrandstreifen).

Die Gewdasserachse der Sulze, die Achse der Verrohrung der Sulze, die Achsen
der Binnengraben und deren Verrohrungen sind genauestens zu recherchieren
und in die weitere Planung einzuarbeiten, um hier jede Schadigung von Aniagen
oder eine Verschlechterung der Entwasserung des Gebietes ausschlieBen zu
kénnen.

Die weiteren Recherchen und der Umfang der Unteriagen fiir die Erlangung der
notwendigen wasserrechtiichen Genehmigungen {gemall § 36 WHG, § 28
ThitWG) sind mit der UWB vor Einreichung des Entwurfes des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes abzustimmen.

In den Archiven der UWB und des Landratsamtes Sédmmerda kénnen das
Vorhandensein alter Ausbauunterlagen der Melioration erfragt werden.

Meliorationsmanahmen _ (Beregnung, Drénierung, Gewdésserverrohrungen.
Binnenarabenverrohrungen usw.):

In den angefugten Karten werden die umfangreichen und grof3flachigen
Melioratiocnsmalnahmen (Vorfluteraushau, Vorfluterverrochrung,
Binnengrabenausbau, Binnengrabenverrohrung, Anlage Dranageflachen,
Beregnungsflachen, Ausbau landwirtschaftlicher Wege usw.) zur Kenntnis

gegeben.

Diese Karten geben keine Garantie auf 100%ige Vollstandigkeit.

Im Zuge der weiteren Planungen:
e flrdie Grindungen der Solaranlagen,
e fir die Grindungen von kleinrdumigen oder groiirdumigen Zaunanlagen,
» fur die Wegeherstellungen,
e far die Leitungsverlegungen und Leitungskreuzungen mit den
Gewassern/Binnengraben usw.
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Die korrekten Gewdsserachsen f{auch der Verrohrungen, einschlieRlich
Binnengrdben) und deren Gewasserrandstreifen sind in den weiteren Planungen

einheitlich gleich darzusiellen.

Fir die verrohrien Gewasser, Binnengraben/landwirtschaftlichen Vorfluter und
Entwasserungsgraben sind fir den Fall einer Offnung der Verrohrungen
ausreichend Flachen  freizuhalten und zZu  sichern (Beachtung
Gewdasserrandstreifen usw.). Damit diese Offnungen der Verrohrungen ven der
zustandigen Naturschutzbehérde fur Ausgleichs- und FErsatzmaRnahmen
anerkannt werden kénnen, wird empfohlen mehr als die Breite der gesetzlichen
Gewasserrandstreifen freizuhalten.

Fir Bepflanzungen, Wegeherstellungen usw. gelten die Forderungen analog.

Starkregen:

Die Beeintrachtigung der Flachen durch Uberstauungen im Starkregenfall, gemaf
der Karten im Geoportal des Bundes (Thiringen), sind ebenfalls zu beachten und
dirfen durch die Malinahmen nicht verschlechtert werden.

Gewdsserunterhaltungsverband Untere Unsirut/Helderbach

Ebenfalls sind alle Mallnahmen in diesem Bereich mit dem zustandigen
Gewasserunterhaltungsverband Untere Unstrut/Helderbach abzustimmen. Die
Gewasserunterhaltung darf durch geplante Manahmen nicht eingeschréankt oder
erschwert werden.

Eine Seite des Gewassers ist als Instandhaltungsseite fir die Unterhaltung und
Instandhaltung mit schwerer Technik vorzusehen und freizuhalten.

Ausagleichs- und Ersatzmalnahmen
Zur Ausfuhrung von Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen empfiehlt die UWB diese
an die Gewdsser zu legen (z.B. Beschattung durch standortgerechte Bepflanzung

die die Gewasserunterhaltung nicht behindert).
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Weitere Vorschlage fiir A- und E-Malknahmen kénnen mit der UWB diskutiert
werden.

Diese Stellungnahme beschrankt sich ausschlieRlich auf wasserrechtliche
Bestimmungen.

Bodenschutz (Herr Gehring)
Aus bodenschutzfachlicher Sicht bestehen keine Einwidnde gegen den Vorentwurf des

Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.

Generell ist die [nanspruchnahme von Béden auf das unerldssliche Maiz zu
beschrénken.

Geméll § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind die Verantwortlichen
verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher Bodenverdnderungen zu
treffen, die durch die Nutzung auf dem Grundstlick hervorgerufen werden kénnen.
Nach § 1 BBodSchG sollen beil Einwirkungen auf den Boden Beeintrachtigungen
seiner natlrlichen Funktionen gemalk § 2 Abs. 2 Nr. 1 sowie seiner Funktion als Archiv
der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie méglich vermieden werden.

Entsprechend der Arbeitshilfe ,Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und
Rickbau von Freifidichenanlagen fiir Photovoltaik und Solarthermie” der Bund/Lander-
Arbeitsgemeinschaft Boden (LABO) soliten folgende bodenschutzrelevanten
Festsetzungen in den Vorhabenbezogenen Bebauungspian aufgenommen werden:

» Alle Bodenarbeiten sind nach DIN 18915 (Landschaftsbauarbeiten)
durchzufiihren. Der zur Errichtung von Trafo und Kabelgraben erforderliche
Bodenabtrag ist zwischenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu
schiutzen und méglichst am Standort wieder einzubauen.

» Die Flachen des Eingriffs oder temporaren Beanspruchung sind méglichst
gering zu halten. Vorhandene Oberbodenschichten dirfen nicht unnétig
abgeschoben werden. Der anstehende Boden darf nur im trockenen
{erdfeuchten) Zustand und moglichst nur mit leichten Baumaschinen befahren
werden.

+ Schadliche Stoffeintrage in das Erdreich sind zum Schutz des Grundwassers
und des Bodens zu vermeiden

o Das Befahren von Bautabuflachen ist auszuschlielen.

» Unvermeidbare Bodenverdichtungen durch den Baustellenbetrieb sind zu
ermitteln und durch Lockerungsmaflnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten
zu beheben.

» Es ist eine Bodenkundliche Baubegleitung (DIN 19639} fir die Bau- und
Ruckbauphase zu beauftragen.

Fir die Bodenkundiiche Baubegieitung {(BBB) ist ein geeigneter Gutachter
(Ingenteurbro) mit der erforderlichen Fachkompetenz einzusetzen.

Die BBB unterstitzt den Bauherrn bei der Vorbereitung, Planung, Durchfihrung und
Kontrolle des Bauverhabens mit dem Ziel, die natlrilichen Bodenfunktionen zu erhalten
bzw. wiederherzustellen.

Die BBB solite bereits bei der Festlegung der exakten Standorte sowie der
LinienfUhrung der Zufahrten und Kabeltrassen in  Abhangigkeit von den
Standortverhaltnissen (Bodenfunktionen) mitwirken.
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Fir die weitere Planung und Bauausfiihrung ist ein Konzept mit mindestens folgenden
Inhalten zu erarbeiten:

» Umgang mit den Bodenmassen (getrennte Gewinnung von humosemn
Oberboden, Zwischenlagerung, Wiederverwertung, Massenbilanzen)
Malinahmen zum Schutz vor Schadverdichtungen

Maflinahmen zum Schutz vor Schadstoffeintragen

Aufbau der Zufahrten und temporérer Baustralien

MaRnahmen zur Hersteliung durchwurzelbarer Bodenschichten

Maflinahmen zur Wiederherstellung schadlicher Bodenveranderungen
Malinahmen zum Bodenschutz bei der Verlegung von Stromkabein

e Rekultivierung temporér beanspruchter Béden

o MaRnahmen fur den vollstandigen Rickbau der Anlage

Das Konzept der BBB ist auf der Grundlage des BVB (Bundesverband Boden)-
Merkblattes, Band 2 ,Bodenkundliche Baubegleitung BBB, Leitfaden fur die Praxis zu
erarbeiten und mit der Unteren Bodenschutzbehérde abzustimmen.

Altlasten (Herr Giittel)
Aus  Altlastenfachlicher  Sicht bestehen keine Einwdnde gegen den

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan.

Dezernat | - Abfallwirtschaftsamt - SG Abfaliwirtschaft

Abfallwirtschaft (Frau Martinkus)
Fur das Abfallwirtschaftsamt sind keine Anhaltspunkte fiur eine Stellungnahme

gegeben.

Dezernat | - Amt fur Schulen und Sport

Gesamtes Amt (Frau Hoyer)
Seitens des Amtes fur Schulen und Sport gibt es keine Einwande zum Vorentwurf

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Blrgersolarpark Kleinneuhausen" der
Gemeinde Kleinneuhausen.

Dezernat | - Ordnungsamt - SG Gewerbebehérde

Gewerbebehbrde (Frau Matthey)

Die Erzeugung von Energie aus Solaranlagen/Photovoltaikanlagen ist in der Regel
eine gewerbliche Tatigkeit, die der Anzeigepfiicht nach § 14 der Gewerbeordnung
unterliegt. Das Betreiben einer Photovcltaikanlage auf einem Privathaus gehért nicht

dazu.

Die Gewerbeanzeige ware mit Beginn der Tatigkeit (damit ist nicht die Errichtung der
Anlage gemeint) bei der zustandigen Gewerbebehdrde zu erstatten, in deren Gebiet
sich die Niederlassung des Betreibers befindet. Damit sind nicht die Standorte der
Anlagen gemeint. Elne Niederlassung kann auch in einem anderen
Zusténdigkeitsbereich liegen. Soweit der Betreiber ein kommunaler Tréger sein sollte,
musste dahingehend aus Sicht der Gewerbebehorde zuerst zu priifen sein, ob ein
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staatliches Handeln vorliegt, wonach die Gewerbeordnung nicht zur Anwendung
kommt und damit keine Anzeigepflicht besteht, oder nicht.

Dezernat | - Ordnungsamt ~ SG Jaadbehdrde

Untere Jagdbehédrde (Herr Pohi)

Seitens der Unteren Jagdbehdrde der Hinweis, dass Rucksprache mit der
Jagdgenossenschaft Kleinneuhausen beziiglich der Flachennutzung gehalten werden
soll.

Externe Beteiliqunaen der Gewésserunterhaltungsverbande (GUV) gemal Schreiben
vom Thiringer Ministerium fir Umwelt, Energie und Naturschutz vom 10.03.2022
sowie Zweckverbdnde

GUV Untere Unstrut/Helderbach (Frau Baum)

Der GUV Untere Unstrut/Helderbach wurde von dem Planungshiiro Planungsgruppe
91 Ingenieurgeseilschaft direkt beteiligt, eine separate Stellungnahme an das
Landratsami Sommerda wird nicht verfasst, lediglich eine Kopie der Stellungnahme an
das Planungsbire zur Information im Nachgang {11.11.2024 (Einzelstellungnahme) /
13.11.2024 (Info an LRA SOM)).

Trinkwasserzweckverband (TWZV) Thiiringer Becken (Frau Baum)

Der TWZV Thiringer Becken wurde von dem Planungsbiiro Planungsgruppe 91
fngenieurgesellschaft direkt beteiligt, eine separate Stellungnahme an das
Landratsamt SOmmerda wird nicht verfasst, lediglich eine Kepie der Stellungnahme an
das Pianungsbiro zur Information im Nachgang (11.11.2024 (Einzelstellungnahme)} /
13.11.2024 (Info an LRA SOM)).

Abwasserzweckverband (AZV) Finne (Frau Baum)

Der AZY Finne wurde von dem Planungsblro Planungsgruppe 91
Ingenieurgesellschaft direkt beteiligt, eine separate Stellungnahme an das
Landratsamt Sémmerda wird nicht verfasst, lediglich eine Kopie der Stellungnahme an
das Planungsbiro zur Information im Nachgang (11.11.2024 (Einzelstellungnahme) /
13.11.2024 (Info an LRA SOM)).

Insbesondere ist der Hinweis zu beachten, dass fur diesen Bereich der AZV
Scherkondetal zustandig und ggf. zu beteiligen ist.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

C
Dezernent

Anlage. 1 - Anforderungen an besondere Solaranlagen



% Bundesnetzagentur

- Der Prasident -

Az.: 81756-07-00-21/1

In dem Verwaltungsverfahren Az.: 8175-07-00-21/1 hat die Bundesnetzagentur fur
Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

vertreten durch ihren Prasidenten Jochen Homann

die an die besonderen Solaranlagen nach § 15 Innovationsausschreibungsverordnung

(InnAusV) zu stellenden Anforderungen zum 1. Oktober 2021 festgelegt:

1. Aligemeine Anforderungen

Die festgelegten Anforderungen gelten ausschlielich flir besondere Solaranlagen.

2. Solaranlagen auf Gewassern

Die Solaranlagen miissen auf Gewéassern im Sinne des § 3 Nummer 1 bis 2a, Nummer
4und 5 Wassefhaushaltsgesetz (WHG) in der zum Zeitpunkt der Festlegung geltenden
Fassung errichtet und betrieben werden. ‘

Die Einhaltung der Vorgaben nach der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)', des WHG und
sonstiger (wasserrechtlich) relevanter Vorgaben sind bei Errichtung und Betrieb der An-

lagen zu gewahrleisten.

1 Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens fiir MaRnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik in der jeweils giitigen Fassung.
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Anlagenbetreiber missen bei Inbetriebnahme dem Netzbetreiber durch Vorlage der
wasserrechtlichen Erlaubnis nachweisen, dass es sich um besondere Solaranlagen auf

Gewassern handelt.

3. Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf der-
selben Flache und auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, auf denen Dauerkul-

turen oder mehrjihrige Kulturen angebaut werden

Die Solaranlagen mussen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpﬂanienanbau auf
derselben Flache (§ 15 Nummer 2 a) InnAusV) oder landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen, auf denen Dauerkulturen oder mehrjahrige Kulturen angebaut werden, errichtet

und betrieben werden (§ 15 Nummer 2 b) InnAusV).

Ackerflachen im Sinne dieser Festlegung sind Flachen, auf denen landwirtschaftlicher
Ackerbau betrieben wird. Keine Ackerflachen im Sinne dieser Festlegung sind Flichen
mit Dauergriiniand, Dauerweideland oder Dauerkulturen.? Flachen unter Gewachshau-
sern, brachliegende und stiligelegte Flachen gelten auch nicht als Ackerflachen im Sinne

dieser Festlegung.

Landwirtschaftlich genutzte Flachen, auf denen}DauerkuIturen oder mehrjahrige Kultu-
ren angebaut werden, sind grundséatzlich alle Flachen, die als Ackerland, Dauergriin-
land, Dauerweideland oder mit Dauerkulturen genutzt werden.® Ausgenommen von die-
sen Flachen sind im Sinne dieser Festlegung solche Flachen, auf denen Gras- oder

Grunfutterpflanzen angebaut werden.

Dauergriinland und Dauerweideland fallen weder unter den Begriff der Dauerkultur noch
unter den der mehrjéahrigen Kultur und sind somit gleichfalls nicht von dieser Festlegung

erfasst®.

2 vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. f Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember mit Vorschriften tber Direkizahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stlitzungsre-
gelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (VO (EU) Nr. 1307/2013); es gilt die zum Zeitpunkt des Erlasses der Festle-
gung gtiltige Fassung.

3 Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. e VO (EU) Nr. 1307/2013; es gilt die zum Zeitpunkt des Erlasses der Festlegung giiltige Fas-
sung.

4 Vgl Art. 4 Abs. 1 lit. h VO (EU) Nr. 1307/2013; es gilt die zum Zeitpunkt des Erlasses der Festlegung gliltige Fas-
sung. ‘
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Auf Flachen nach § 15 Nummer 2 b) | nAusV miissen Dauerkulturen oder mehrjahrige
Kulturen angebaut werden. Dauerkulturen sind nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kui-
turen, die fir die Dauer von mindestens finf Jahren auf den Flachen verbleiben und wie-
derkehrende Ertrage liefern, einschiiellich Reb- und Baumschulen sowie Niederwald mit
Kurzumtrieb.® Mehrjahrige Kulturen sind Kulturen, die mindestens fur die Dauer von

zwei aufeinanderfolgenden Jahren auf der Flache verbleiben.

Besondere Solaraniagen auf landwirtschaftiich genutzten Flachen im Sinne des § 15
Nummer 2 a) und b) InnAusV Flachen mussen nach Stand der Technik errichtet und be-
trieben werden. Die Einhaltung des Standes der Technik ist insbesondere erbracht,
wenn die Solaranlagen und der Nutzpflanzenanbau bzw. der Anbau von Dauerkulturen
oder mehrjahrigen Kulturen auf den Flachen tber die gesamte Forderdauer die Anforde-
rungen der DIN SPEC 91434:2021-058 erfillen.

Sowohl Ackerbau als auch gleichzeitiger Nutzpflanzenanbau oder Anbau von Dauerkul-
turen oder mehrjahrigen Kulturen auf den Flachen werden dann betrieben, wenn die
landwirtschaftliche Tatigkeit und der Betrieb von Solaranlagen gleichzeitig auf dieser
Flache ausgelbt werden. Die landwirtschaftliche Tatigkeit muss dabei, um dem Stand
der Technik zu entsprechen, mindestens 66 Prozent des Ertrags der Kulturpflanzen ei-

nes Referenzertrags von einer Flache ohne Solaranlagen erreichen.”

Anlagenbetreiber missen bei der Inbetriebnahme die Einhaltung des Standes der Tech-
nik bezliglich der Errichtung der Solaranlagen durch ein Gutachten eines sachverstandi-

gen Gutachters gegenuber dem Netzbetreiber nachweisen.

Nach Inbetriebnahme ist in jedem dritten Jahr die Weiterfihrung der landwirtschaftlichen
Téatigkeit (Nutzpflanzenanbau bzw. Anbau von Dauerkulturen oder mehrjéhrigen Kultu-
ren) im Sinne des § 15 Nummer 2 a) und b) InnAusV auf den Flachen in den vergange-
nen drei Jahren gegenuber dem Netzbetreiber durch eine gutachterliche Bestatigung

5Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. g VO (EU) Nr. 1307/2013; es gilt die zum Zeitpunkt des Erlasses der Festlegung gliltige Fas-
sung.

6 Im Internst abrufbar unter https://www.beuth.de/de/technische-regel/din-spec-91434/337886742.
7 Vgi. detailliert DIN SPEC 91434:2021-05; Kapitel 5.2.10.
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nachzuweisen. Der Gutachter muss in der gutachterlichen Bestétigung auch bescheini-
gen, dass die landwirtschaftliche Tatigkeit nicht in einem offensichtlichen Widerspruch
zum Stand der Technik durchgefUhrt wird. Die Bestatigung des Gutachters kann auf
Grundlage von Luftbildern, sonstigen Fotografien oder durch Ausziige aus den Schlag-

karteien erfolgen.

4. Solaranlagen auf Parkplatzflaichen
Die Solaranlagen mussen auf Parkplatzflachen errichtet und betrieben werden. Park-
platzflachen sind Parkplatze und Flachen, die Parkplatzen dienen. Sowohl 6ffentliche als

auch nichtoffentliche Parkplatzflachen sind von dieser Festlegung umfasst.

Parkplatze sind Flachen, die vorwiegend dem Abstellen von Kraftfahrzeugen, Fahrra-
dern oder anderen Fahrzeugen dienen, wobei das Abstellen weder verkehrsbedingt
noch durch den Betrieb des Fahrzeugs bedingt sein darf. Dem Parkplatz dienende Fla-
chen sind zu dem Parkplatz gehoérige Flachen wie z.B. Mandvrierflachen, untergeord-

nete Zierflachen und Zuwegungen.

Parkplatzflachen in und unter Gebauden im Sinne des § 3 Nummer 23 EEG sind nicht

umfasst.

Die Parkplatzflachen dirfen nicht vorrangig mit dem Zweck der Errichtung von Solaran-
lagen errichtet worden sein. Die Grofde der Parkplatzflachen muss in einem angemesse-
nen Verhaltnis zum Parkbedarf stehen. Durch die Errichtung der Solaranlagen darf das

Parken auf den Parkplatzflachen nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

Griinde
l

1. Das Festlegungsverfahren betrifft die Anforderungen, die an besondere Solaranlagen
zu stellen sind. Nach § 15 InnAusV hat die Bundesnetzagentur zum 1. Oktober 2021 die
an die besonderen Solaranlagen zu stellenden Anforderungen festzulegen. Hierbei sind
insbesondere die Anforderungen zu bestimmen, die an Solaranlagen auf Gewéassern,
Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf der Flache
und auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, auf denen Dauerkulturen oder mehrjahrige

Kulturen angebaut werden sowie Solaranlagen auf Parkplatzflachen zu stellen sind.




2. Am 16. Juni 2021 hat die Bundesnetzagentur das vorliegende Festlegungsverfahren
eingeleitet und den Entwurf auf ihrer Internetseite sowie im Amtsblatt 11/2021 der Bun-
desnetzagentur verdffentlicht. Aufgrund der Anderung der InnAusV vom 16.07.2021
(BGBI. I S. 3026), die die Flachenkategorie erweiterte, wurden der urspriingliche Konsul-
tationsentwurf sowie die Frist fiir die Einreichung von Stellungnahmen angepasst. Somit’
hatten die Beteiligten und die vom Verfahren beriihrten Wirtschaftskreise vom 16. Juni
2021 bis zum 31. Juli 2021 die Mdglichkeit, Stellung zu der geplanten Festlegung zu

nehmen.

Insgesamt gingen 34 Stellungnahmen von den folgenden Unternehmen, Verbanden und
Einrichtungen bei der Bundesnetzagentur ein: ARGE Netz GmbH & Co. KG; Bayeri-
sches Staatsministerium flir Wirtschaft, Landesentwickiung und Energie; BayWar.e.
AG; BDEW - Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V.; Behdrde fir Um-
welt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Naturschutzabteilung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg 1; Behdrde flir Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Naturschutz-
abteilung der Freien und Hansestadt Hamburg Il; BSW - Bundesverband Solarwirtschaft
e.V.; Bundesamt fir Naturschutz; Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit, Bundesverband Kraft-Warme-Kopplung e.V.; Bundesverband Neue
Energiewirtschaft e.V.; Clearingstelle EEG|KWKG; Denker & Wulf AG; Deutscher Bau-
ernverband e.V.; Deutscher Industrie- und Handelskammertag; EMV Energie- und Was-
ser-Versorgung GmbH; Fraunhofer ISE; Forschungszentrum Jilich; GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V.; KMM Kommunal Ma-
nagement; Konrad Gruber EEG Priifung und Energieberatung; Landesverband Erneuer-
bare Energien NRW e.V.; LAWA Expertenkreis Seen; Leonard Seitz; Ministerium fur
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung Schleswig-Holstein;
Ministerium flr Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat Rheinland-Pfalz; Next2Sun
GmbH; Sachsisches Staatsministerium fir Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirt-
schaft; sbp sonne gmbh; Solverde Projektentwicklung GmbH; Statkraft Markets GmbH;
SUNfarming Group AG; Tubesolar AG; Umweltbundesamt.

Die eingereichten Stellungnahmen wurden umfangreich im Verfahren gewtirdigt. im Ein-

zelnen zu vorgetragenen Erwagungen:




2.1 Allgemeine Aspekte

Mit Blick auf die in der Festlegung Bezug genommenen Regelungen (WHG, DIN SPEC)
wird mitunter gefordert, dass klargestelit wird, welchen Einfluss Anderungen in den Re-
gelungswerken auf die betriebenen Solaranlagen haben. Es wird angeregt, klarzustel-
len, welchen Einfluss (temporare) Nutzungsunterbrechungen hinsichtlich derin § 18

I nAusV vorgeschriebenen Vorgaben haben, dass die Anforderungen wahrend der ge-

samten Forderdauer eingehalten werden miissen.

In Teilen der Stellungnahmen wird nahezu gleichlautend gefordert, dass das Ausschrei-
bungsvolumen und die MaximalgréRe der Gebote erhoht werden, die Ausschreibungen
flir besondere Solaranlagen bis 2026 fortgefiihrt werden und mehr Gebotstermine pro
Jahr stattfinden sollen. Darliber hinaus wird angeregt, eine Kontingentierung der Zu-
schlage Uber alle drei Varianten einzufiihren, Sonderflachen im Baugesetzbuch
(BauGB) zu schaffen oder erbrechtliche Fragen zu regeln. Ebenso solle die Pflicht zur
Anlagenkombination entfallen und die Eigenversorgung zugelassen werden. Klarstel-
lende Ausflihrungen zu den Befreiungen von § 37 EEG werden gefordert und eine Erho-
hung des Hochstwertes angeregt. Darlber hinaus wird von einigen Teilnehmern der
Konsultation angeregt, die Ausschreibung mit einer 6kologischen Begleitforschung zu
flankieren, um so die Grundlage flr eine Bewertung bzw. Optimierung dieser Ausschrei-
bung zu schaffen und den naturvertraglichen Ausbau der erneuerbaren Energien zu un-

terstltzen.

2.2 Solaranlagen auf Gewaéssern

Manche Konsultationsteilnehmer begrifRen die Einbeziehung aller Gewasserkategorien
nach dem WHG. Andere fordern dagegen, dass die Gewéasserkategorien nach dem
WHG weiter beschrankt werden sollen. Beispielsweise wird angeregt, die Anlagenerrich-
tung nur auf kunstlichen oder nattrlichen Gewassern zu erlauben, zuldssige Gewasser
anhand der Grolke, Tiefe oder Nutzung der Gewasser zu bestimmen bzw. nur Solaranla-
gen auf Tagebau- und Stauseen zuzulassen. Andere Teilnehmer der Konsultation for-
dern, natlrliche Gewasser auszuschlieten. Auch wird von einigen Teilnehmern gefor-
dert, zu verdeutlichen, dass genehmigungsrechtliche Voraussétzungen einzuhalten und

nicht unproblematisch seien.
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Teilweise werden auch wasserrechtlich spezifische Vorgaben in der Festlegung gefor-
dert, wie z.B. Abstand der besonderen Solaranlagen zur Uferzone, Verhaltnis Anlagen-
grofie zur Gewassergrofie, Aufstdnderung, Einfluss auf das Gewasser und Vorgaben
nach dem WHG oder der WRRL. Ebenso wird angeregt, naturschutzfachliche Erwagun-

gen zu bertcksichtigen.

2.3 Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf dersel-
ben Flache und auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, auf denen Dauerkulturen oder

mehrjéhrige Kulturen angebaut werden

In grofden Teilen der Stellungnahmen wird der Bezug auf die DIN SPEC 91434:2021-05
begriidt, wobei mitunter die Aufnahme einer Kurzerlauterung des Inhalts dieses Regel-
werks und eine Beschrankung des Anwendungsbereichs auf einige nachpriifbare
Punkte angeregt wird. Es wird mitunter vorgetragen, dass der landwirtschaftliche Ertrag
auf der Gesamtprojektflache mindestens 80 Prozent des Referenzertrages einer ver-
gleichbaren Flache ohne Solaraniagen betragen musse und der Verlust an landwirt-
schaftlich nutzbarer Fiache durch Konstruktioriselemente zudem maximal 10 Prozent

der Gesamtflache betragen solle.

Zu der gesteliten Konsultationsfrage zum Einbezug von vertikal aufgestanderten Solar-
anlagen liegen sowohl beflirwortende als auch ablehnende Stellungnahmen vor. insbe-
sondere wird darauf verwiesen, dass vertikal aufgestéanderte Anlagen noch nicht markt-
Ublich bzw. lediglich Pilotprojekte seien und daher nicht von der Festlegung ausge-
schlossen werden sollen. Andererseits wird vorgetragen, dass durch die Einbeziehung
der vertikal aufgesténderten Solaranlagen der Wettbewerb in den reguldren PV-Aus-

schreibungen geschwacht werde.

Es wird auch gefordert, Solarflichen mit landwirtschaftlicher Nutzung bei den sog. eco

schemes anzurechnen.

Kritisiert wird zum Teil, dass Griinland nicht erfasst sei, wobei andere Konsultationsbei-
trége dies begriiRen. Auch wird mitunter gefordert, Wiesen und Weideland oder ander-

weitig genutzte Flachen zuzulassen.
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Es wird auch eine Pflicht zum Umweltmonitoring angeregt und gefordert, dass EU-Di-

rektzahlungen fir die landwirtschaftliche Erzeugung moglich sein sollen.

2.4 Solaranlagen auf Parkplatzflichen
Es wird angeregt, dass neben den Parkplatzflachen fir Kraftfahrzeuge auch solche Fla-
chen berlcksichtigt werden, auf denen Fahrrader und weitere Fahrzeuge abgestellt wer-

den konnen.

Einige Teilnehmer fordern, dass die Gréfienordnung des Parkplatzes in einem ange-
messenen Verhaltnis zum ,Betrieb” stehe. Es solle sichergestelit werden, dass keine zu-
satzlichen Parkplatze allein zur Errichtung von Solaranlagen entstiinden. Dies fiihre zu
einer ungewollten Versiegelung der Flachen. Es wird angeregt, klarzustellen, dass eine
zeitgleiche Errichtung zulassig sei, um unndtige Baukosten bei nachtraglicher Errichtung
zu vermeiden. Vorgeschlagen wird zudem, die erlaubten Parkplatzflachen an eine Min-
destanzahl an zusammenhangender Stellplatzen zu koppelin. Auch das untergeordnete
Verhaltnis der Zierflachen im Verhéaltnis zur Parkplatzflache solle klargestellt werden.

Durchfahrtshohen unter den errichteten Solaranlagen sollen gewahrleistet werden.

Es wird gefordert, dass die Festlegung neben den Anforderungen an die besonderen
Solaranlagen zusétzliche Anforderungen an Ladeinfrastrukturen sowie Nachhaltigkeits-

anforderungen an die Parkplatzflachen treffe.

Zudem solle in der Festlegung eine trennscharfere Abgrenzung zwischen Parkplatz und
Carport vorgenommen und die ebenerdigen Flachen als Abgrenzungsmerkmal herange-
zogen werden. Es solle der Ausschiuss von Parkplatzen auf Gebauden erneut gepriift
werden. Solaranlagen auf dem obersten unbedachten Parkdeck eines Parkhauses sol-
len nicht ausgeschlossen werden, da auch hier Mehrfachnutzungen der versiegelten

Flachen mdglich seien.

Auch wird angeregt, Parkplatzflachen an Gebauden zuzulassen, wenn das Gebaude
den Anforderungen des Gebaude-Elektromobilitatsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) unter-

liege.




2.5 Zusiétzliche Konsultationsfragen

Als geeignete Nachweise werden von den Konsuitationsteilnehmern mitunter angefihrt:
Fotodokumentationen, Anbauplane, unterschriebene Verpflichtungserklarungen, Jahres-
daten aus zertifizierten Monitoringssystemen, Schlagkarteien, zertifizierte Prifstellen.
Wahrend der Férderdauer knne die Einhaltung durch einen Umweltgutachter und/oder
der Nutzung der bereits bestehenden landwirtschaftlichen Dokumentationspflichten er-

folgen.

Hinsichtlich der zuséatzlichen Frage zur zeitlichen Nachweisfliihrung wird teilweise eine
einmalige Nachweiserbringung, in Teilen aber auch eine regelméfige Nachweiserbrin-
gung gefordert. Einige Teilnehmer der Konsultation sprechen sich fiir eine einmalige
Nachweisflihrung in den Bereichen Gewasser und Parkplatze aus. Bei landwirtschaftli-
chen Flachen konne eine engere Nachweisfuhrung sinnvoll sein. Die Nachweisflihrung
in den verschiedenen Segmenten kénne unterschiedlich ausgestaltet sein bzw. dlirfe zu

keiner Wettbewerbsverzerrung fuhren.

Fir weitere Einzelheiten der Stellungnahmen wird auf den Inhalt der Verfahrensakte und

die Veroffentlichung im Internet verwiesen.

L.
1. Zustandigkeit
Die Zustandigkeit der Bundesnetzagentur flr den Erlass dieser Festlegung ergibt sich
aus § 15 InnAusV. GemaR § 85 Absatz 4 Satz 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
sind Entscheidungen, die auf Grund der nach § 88d EEG erlassenen InnAusV getroffen

werden, nicht von einer Beschiusskammer zu treffen.

2. Ermachtigungsgrundlage

Die Festlegungskompetenz flir die Anforderungen an die besonderen Solaranlagen ist in
§ 15 InnAusV geregelt. Die Festlegung muss zum 1. Oktober 2021 erfolgen. Das Ver-
fahren wird von Amts wegen nach § 66 Absatz 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ein-

geleitet.
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3. Von der Festlegung erfasster Zeitraum

Die Festlegung gilt ausschlieRlich fur die Innovationsausschreibung zum Gebotstermin
1. April 2022. Sofern Uber diesen Termin hinaus eine Forderung besonderer Solaranla-
gen stattfinden soll, muss der Gesetzgeber tatig werden. Im Gesetzgebungsprozess
kdnnen insbesondere naturschutzfachliche Erwagungen berticksichtigt werden. in der
Konsultation sind mehrere Stellungnahmen zu solchen Erwédgungen eingegangen. Die

Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur umfasst deren Berlicksichtigung nicht.

4. Adressaten und Anhoérung

Die Festlegung betrifft Bieter, die ein Gebot in der Innovationsausschreibung zum 1. Ap-

ril 2022 fur eine besondere Solaranlage abgeben.

Die Adressaten hatten ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme. Am 16. Juni 2021
hat die Bundesnetzagentur das vorliegende Festlegungsverfahren eingeleitet und den
Entwurf auf ihrer Internetseite sowie im Amtsblatt 11/2021 der Bundesnetzagentur verof-
fentlicht. Vom 16. Juni 2021 bis zum 31. Juli 2021 hatten die Beteiligten und die vom
Verfahren beruhrten Wirtschaftskreise die Mdglichkeit, Stellung zu der geplanten Festle-

gung zu nehmen.

Zu Ziffer 1 des Tenors:

Die Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur erstreckt sich auf die Regelung der
an besondere Solaranlagen zu stellenden Anforderungen. Nicht erfasst von der Festle-
gung sind andere Teil-Anlagen der Anlagenkombinationen (z.B. Speicher). Alle Konsul-
tationsbeitrage, die sich auf Forderungen jenseits der Festlegungskompetenz beziehen
(z.B. Erweiterung des Ausschreibungsvolumens, Umweltmonitoring), konnten nicht be-

rlcksichtigt werden.

Solaranlagen sind gemaf § 3 Nummer 1 und Nummer 41 EEG die Module. Anforderun-
gen dieser Festlegung erstrecken sich auch auf zugehdrige Einrichtungen, die zur Be-

festigung der Solaranlagen dienen; fir die gemeinsame Nutzung der Flachen sind ins-
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besondere die Einrichtungen zur Aufstanderung der Module entscheidend. Einrichtun-
gen zur Einspeisung des in den Solaranlagen erzeugten Stroms unterliegen den Anfor-
derungen, soweit sich die Festlegung auf sie bezieht. So wird sichergestellt, dass die

Doppelnutzung der Flachen nicht eingeschrankt wird.

Die besonderen Solaranlagen dirfen noch nicht in Betrieb genommen sein, da § 6 Ab-
satz 1 InnAusV auf samtliche nach der InnAusV geférderten Anlagenkombinationen An-

wendung findet.

Nach § 16 Absatz 2 InnAusV ist § 37 EEG nicht auf Gebote der besonderen Solaranla-
gen anzuwenden. Die besonderen Solaranlagen missen also nicht zwingend auf einer
der in § 37 Absatz 1 EEG genannten Flachen errichtet werden; die Eigenerklarungen
nach § 37 Absatz 2 Satz 1 EEG muissen nicht abgegeben werden, Planunterlagen nach
§ 37 Absatz 2 Satz 2 EEG sind den Geboten nicht beizufligen. § 37 Absatz 3 EEG ist
ebenfalls nicht anzuwenden. Die Gebotsgrofden fir besondere Solaraniagen sind in § 16

Absatz 1 InnAusV geregelt.

Die besonderen Solaranlagen missen nach § 18 InnAusV Uber die gesamte Forder-
dauer den an sie in dieser Festlegung gestellten Anforderungen entsprechen. Zeitweise
Unterbrechungen sind fiir die Forderfahigkeit unschadlich, solange der Gesamteindruck
der Doppelnutzung erhalten bleibt. Betreiber von besonderen Solaranlagen sind ver-
pflichtet, dem Netzbetreiber unverziglich eingetretene Anderungen der Flachen mit
moglichen Auswirkungen auf die hier bestimmten Fdrdervoraussetzungen mitzuteilen.
Gefordert wird die Doppelnutzung bestimmter Flachen. Sofern die Flachen nur noch fir
die Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie dienen oder die Anforderungen
dieser Festlegung an die andere Nutzungsform nicht mehr erfiillt sind, entfalit die gefor-

derte Doppeinutzung.

Die Bundesnetzagentur kann weder in dieser Festlegung noch in den Zuschlagsent-
scheidungen Vorgaben zur rechtlichen Zulassigkeit der Errichtung und des Betriebs der
besonderen Solaranlagen machen. Hierflr sind die einschlagigen Vorschriften, insbe-
sondere die bau- und naturschutzrechtlichen Bedingungen zu beachten. Die dafiir zu-
standigen Behdrden werden weder durch diese Festlegung noch durch die Zuschlags-

entscheidungen in ihrer Aufgabenwahrnehmung gebunden.
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Eine regelmafige Nachweispflicht Gber den Status als besondere Solaranlagen wird
grundsatzlich nicht vorgeschrieben. Soweit nicht in dieser Festlegung besondere Anfor-
derungen zu den einzelnen Anlagentypen getroffen werden, finden die alilgemeinen fuir
nach dem EEG geférderten Strom geltenden Nachweisregein Anwendung. Netzbetrei-
ber sind im Rahmen ihrer gesetzlichen Pflichten gehalten, die Férdervoraussetzungen
zu Uberwachen. Anlagenbetreiber sind umgekehrt angehalten, Anderungen an den An-
lagen bzw. den Standorten dem Netzbetreiber mitzuteilen, wenn die Anderungen be-
flirchten lassen, dass es sich nicht mehr um besondere Solaraniagen handelt. Mit die-
sen geringen Anforderungen an die Nachweispflichten werden die Beteiligten von unno-

tiger Blrokratie entlastet, was auch in einigen Stellungnahmen gefordert wurde.

Zu Ziffer 2 des Tenors:

Es wurde fir die Definition des Begriffs ,Gewéasser” auf das WHG abgestellt, da in die-
sem Gesetz samtliche Arten von Gewassern behandelt und begrifflich bestimmt werden.
Eine weitergehende Einschrankung der Gewasserkategorien erfolgt entgegen der For-
derung in einigen der eingereichten Stellungnahmen in dieser Festlegung nicht. Damit
kdnnen alle Solaranlagen, die nach dem WHG auf den entsprechenden Gewdassern ge-
nehmigungsfahig sind, eine Férderung erlangen. Die Standortauswahl wird ebenfalls
nicht eingeschrankt. Bieter kdnnen auf die im WHG aufgestellten Grundsatze und die
dazu ergangene Rechtsprechung zuriickgreifen. Den Bietern wird entsprechend der For-
derungen im Konsultationsprozess eine Investitionssicherheit dahingehend gegeben,
dass Anderungen am WHG fiir die Bewertung der besonderen Solaranlagen unerheb-

lich sind.

Nach § 3 Nummer 1 WHG ist ein oberirdisches Gewasser ein sténdig oder zeitweilig in
Betten flieRendes oder stehendes oder aus Quellen wild abflielendes Wasser. Ein blof3
voriibergehendes Versiegen bzw. voriibergehendes Austrocknen des Gewassers ist da-

mit unerheblich und hat keinen Einfluss auf die Gewassereigenschaft.

Die Errichtung der besonderen Solaranlagen auf einem Gewasser liegt vor, wenn sich
die Module auf bzw. (ber der Gewasseroberflaiche befinden. Da der Netzanschluss
landseitig erfolgen muss, werden fur den Standort weiterer Einrichtungen (z.B. Wechsel-

richter) in dieser Festlegung keine Vorgaben gemacht.
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Als Nachweis muss dem Netzbetreiber die wasserrechtliche Erlaubnis fir die Errichtung

der Solaranlagen auf einem Gewasser vorgelegt werden.

Die Festlegung regelt entgegen der Forderungen einiger Stellungnahmen keine wasser-
rechtlich spezifischen Fragen, wie z.B. Abstand zur Uferzone, Verhaltnis Anlagengrolie
zur Gewassergrofle, Aufstanderung, Beeinflussung des Gewassers duréh die Solaranla-
gen oder Vorgaben nach dem WHG oder der WRRL. Die Bundesnetzagentur hat diese
Aspekte zur Kenntnis genommen. In den spezifischen wasserrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren kommt den zustandigen Behorden die Aufgabe zu, zu prifen und si-
cherzustellen, dass die Nutzung ungeeigneter Gewasser oder Gewésserteile nicht er-
folgt sowie dass naturschutz- und gewasserschutzrechtliche Vorgaben angemessen be-
rlicksichtigen werden. Insofern kann die Bundesnetzagentur dazu keine weitergehenden

Regelungen treffen.

Zu Ziffer 3 des Tenors:

Fur die Definition der Flachenkategorien wird im Sinne der Einheitlichkeit der Rechtsord-
nung grundsétzlich auf die Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in der zum Zeitpunkt des
Festlegungserlasses gliltigen Fassung abgestelit. Der Anbau von Gras- oder Grinfutter-
pflanzen ist kein férderfahiger Anbau von Dauerkulturen oder mehrjéhriger Kulturen im
Sinne dieser Festlegung, da dieser Anbau der Nutzung von Dauergriinland und Dauer-
weideland zu ahnlich ist. Solche Kulturen sollen entgegen der Forderung in einigen Stel-
lungnahmen nach dem Willen des Gesetzgebers nicht zu den férderfahigen Flachen der

besonderen Solaranlagen zahlen.

Es wird fur die Anforderungen an die besonderen Solaranlagen auf Flachen nach § 15
Nummer 2 a) und b) InnAusV Bezug auf die DIN SPEC 91434:2021-05 genommen. Ziel
dieser DIN SPEC ist es, einen Standard fUr die Errichtung und den Betrieb von Solaran-
lagen bei gleichzeitiger landwirtschatftlicher Nutzung zu schaffen. Diese DIN SPEC legt
insbesondere Anforderungen an das landwirtschaftliche Nutzungskonzept, die Aufstan-
derung von PV-Modulen, Einrichtungen zur Einspeisung (z.B. Wechselrichter), den ma-
ximalen Ertrags- und Flachenverlust durch die Solaranlagen und die Riickbaubarkeit der
Solaranlagen fest. Die Anforderungen sollen eine gleichzeitige Nutzung der Flachen flr
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Solaranlagen und Nutzpflanzenanbau oder den Anbau von Dauerkulturen oder mehrjah-

rigen Kulturen sicherstellen.

Die DIN SPEC 91434:2021-05 erscheint im Kontext dieser Festlegung als technisches
Regelwerk geeignet, weil sie zum einen Anforderungen an die bei besonderen Solaran-
lagen entscheidende Doppelnutzung von Flachen stellt und zudem gegenliber einem
best practice-Ansatz transparente und allgemeinverbindliche Vorgaben schafft. Die Ein-
haltung der entsprechenden Vorgaben dieser DIN SPEC bietet Gewahr fur die Einhal-
tung des Standes der Technik. Der Stand der Technik kann auch durch die Umsetzung
abweichender Konzepte dargelegt werden, wenn diese zu vergleichbaren Ergebnissen
bezliglich der Doppelnutzung flihren. Dies gilt insbesondere flr Landnutzungseffizienz
einschliellich der Ertrage, Bodenerosionen und Wasserverflgbarkeit. Es wurde im Rah-
men der Konsultation vorgetragen, dass der Bezug auf die DIN SPEC 91434:2021-05
andere Moglichkeiten, den Stand der Technik einzuhalten, ausschliefe. Aus Sicht der
Bundesnetzagentur besteht durchaus die Méglichkeit, den Stand der Technik auf andere

Art und Weise umzusetzen.

Die Nutzung der Flachen muss Uber den gesamten Forderzeitraum dem Stand der
Technik entsprechen. Ein forderungserhaltender Wechsel der angebauten landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse ist grundsatzlich moglich, auch ein Wechsel zwischen der Fla-
chennutzungen nach § 15 Nummer 2 a) und b) InnAusV. Bedingung eines Wechsels ist,

dass die neue Art des Anbaus dieser Festlegung entspricht.

Die landwirtschaftliche Tatigkeit darf durch die Solaranlagen nicht deutlich eingeschrankt
werden. Die Bindung der Doppelnutzung an den Stand der Technik gewéhrleistet grund-
satzlich, dass eine solche Einschrankung vermieden wird, indem Mindeststandards flr
landwirtschaftliche Ertrage gesetzt werden. So regelt die DIN SPEC 91434:2021-05 in
Kapitel 5.2.10, dass im dreijahrigen Mittel eine Ertragsquote von 66 Prozent des auf ei-
ner Vergleichsflache ohne Solaranlagen zu erzielenden Ertrages erreicht werden muss,
damit der landwirtschaftliche Nutzungscharakter nicht verloren geht. Bei einem Ertrags-
verlust von Uber einem Drittel gemittelt flr drei Jahre wirde einseitig der Stromerzeu-

gung Vorschub geleistet.
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Abweichend vom Grundsatz des EEG, wonach keine regelmafiigen Nachweise erforder-
lich sind, erscheint-es hier sachgerecht, neben der gutachterlichen Bestéatigung bei der
Inbetriebnahme auch regelméafige gutachterliche Bestatigungen vorzuschreiben. Dies
wurde auch in einigen Stellungnahmen angeregt. Hintergrund ist, dass nicht angereizt
werden soll, landwirtschaftlich genutzte Flachen aufgrund einer auskémmlichen Solarin-
stallation nicht weiter landwirtschaftlich zu nutzen. Vielmehr soll hier das Doppelnut-

zungspotential ausgeschopft werden.

Daher wird festgelegt, dass nach Inbetriebnahme in jedem dritten Jahr eine gutachterli-
che Bestatigung Uber die landwirtschaftliche Téatigkeit erbracht wird. Die Bestatigung soll
auch enthalten, dass diese landwirtschaftliche Tétigkeit nicht im Widerspruch zum Stand
der Technik erfolgt. Die Nachweisfiihrung muss sich auf den seit der letzten gutachterli-
chen Bestatigung vergangenen Zeitraum beziehen. Sofern der Anlagenaufbau dem
Stand der Technik entspricht, werden die Ertrédge in Hohe von 66 Prozent verglichen mit
einer Vergleichsflache ohne Solaranlage erzielt, wenn die landwirtschaftliche Erzeugung
erfolgt. Aus diesem Grund bedarf es nicht des Nachweises des Ertrags in einer be-
stimmten HGhe, sondern nur des Nachweises der landwirtschaftlichen Erzeugung selbst.
Die landwirtschaftliche Erzeugung auf den Flachen und die Solaraniagen bilden insofern

eine nicht zu trennende Einheit.

Teile der Stellungnahmen sprechen sich fiir und Teile gegen die Ber{icksichtigung von
vertikal aufgestanderten Solaranlagen aus. Vertikal aufgestanderte Solaranlagen wer-
den von dieser Festlegung miterfasst, da wie die Stellungnahmen deutlich gemacht ha-
ben bislang so errichtete Solaranlagen Pilotcharakter haben und nicht auf nach dieser
Festlegung zulassigen Flachen errichtet worden sind. Daher ist derzeit nicht von einer
generellen Wettbewerbsfahigkeit solcher Solaranlagen im Ausschreibungsverfahren von

Solaranlagen des ersten Segments auszugehen.

Zu Ziffer 4 des Tenors:

Der Begriff der Parkplatzflache ist weiter zu fassen als der des Parkplatzes. Um den Be-
griff der Parkplatzflache zu erfassen, ist die reine Flache zum Parken um die Flachen zu
erweitern, die dem Parkplatz dienen (z.B. Mandvrierflachen, Zierflachen und Zuwegun-
gen zu den Parkplatzen). Die Erweiterung ist sinnvoll, da auch diese dienenden Flachen

Doppelnutzungspotentiale enthalten. Ein &ffentlicher Zugang zu den Parkplatzflachen
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wird nicht vorausgesetzt, so dass z.B. auch Anlageninstallationen auf Firmenparkflachen

zulassig sind.

Um Parkplatze von parkplatzahnlichen Flachen (z.B. Warteflaichen vor Ampelin, sog.
Kiss-and-Ride-Zonen, Taxistanden) zu unterscheiden, wird auf § 12 Absatz 2 der Stra-
Renverkehrsordnung (StVO) verwiesen. Ein Parkplatz dient also dem Abstellen sowie

Verlassen eines Fahrzeugs um mehr als drei Minuten.

In einigen Stellungnahmen wird angeregt, dass eine Einschrankung auf Parkplatze fur
Kraftfahrzeuge nicht vorgenommen werden solle. Aus Sicht der Bundesnetzagentur um-
fasst der bereits in der Konsultationsfassung verwendete Begriff des Fahrzeugs sowohl
Kraftfahrzeuge als auch weitere Fahrzeuge wie z.B. Fahrrader, Lastenfahrrader oder E-
Scooter, sodass auch Parkplatzflachen flr solche Fahrzeuge von der Festlegung um-
fasst sind. Eine explizite begriffliche Ausweitung ist daher nicht erforderlich.

Die Einrichtung von Parkplatzflachen lediglich zur Errichtung von Solaranlagen soll ent-
sprechend Teilen der Stellungnahmen nicht angereizt werden, wobei auch eine zeitglei-
che Errichtung der Parkplatzfliche und der Solaranlagen zulassig ist. Hintergrund ist wie
mitunter vorgetragen, dass als Standort der Solaranlagen keine neuen Parkplatzflachen
ohne entsprechenden Parkbedarf entstehen sollen, sondern vielmehr bereits beste-
hende Parkplatzflaichen durch die zusatzliche Errichtung von Solaranlagen einer Mehr-

fachnutzung zugefihrt werden.

Um die oben beschriebene Mehrfachnutzung zu gewahrleisten, darf die Parkplatzflache
durch die Solaranlagen wie in einigen Stellungnahmen angeregt nicht wesentlich in ihrer
Nutzbarkeit als Parkplatz beeintrachtigt sein (z.B. hinsichtlich Befahrbarkeit). Dies gilt
insbesondere flr erforderliche Durchfahrtshéhen unter Modulen und fur die Abstande

zwischen den Aufstanderungen.

Parkplatzflachen sind grundsétzlich nicht nur auf ebenerdigen Flachen vorhanden. Ab-
weichend von der Konsultationsfassung wird deshalb - wie in Stellungnahmen vorge-
schlagen - das oberste nicht vollstandig tiberdachte Parkdeck eines Parkhauses auch
als Parkplatzflache im Sinne dieser Festlegung einbezogen. Mit den besonderen Solar-
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anlagen sollen Potentiale zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie er-
schlossen werden. Oberste nicht vollstandig Uberdachte Parkdecke bieten ebenso wie

ebenerdige Parkplatzflachen die Moglichkeit einer Doppelnutzung.

Nicht erfasst von dieser Festlegung sind Solaranlagen auf, an oder in einem die Park-
platzflaiche Uberdachenden Gebaude nach § 3 Nummer 23 EEG in der zum Zeitpunkt
der Festlegung geltenden Fassung. Eine solche klare Abgrenzung wurde in einigen Stel-
lungnahmen angeregt. Solaranlagen auf diesen Gebduden bediirfen keiner gesonderten
Férderung nach der InnAusV, da das Gebaude aus anderen Grunden als zur Errichtung
der Solaranlagen gebaut wird. Solaranlagen auf Aufstanderungen bzw. Uberdachungen,
die vorrangig zum Zweck der solaren Stromerzeugung errichtet werden, sind von der
Festlegung erfasst, da sie nicht unter die Gebaudedefinition nach § 3 Nummer 23 EEG
fallen. Bei solchen Installationen kann eine erhéhte Férderung notwendig sein, da die
aufwandige Aufstanderung durch die Erlose der besqnderen Solaranlagen refinanziert

werden muss.

Nicht geregelt durch die Festlegung werden entgegen Forderungen in einigen Stellung-
nahmen zusatzliche Anforderungen an Ladeinfrastrukturen sowie Nachhaitigkeitsanfor-
derungen an die Parkplatzflachen, da dies von der Festlegungskompetenz nicht erfasst
ist.

Nicht erfasst vom Begriff der Parkplatzflache sind neben parkplatzahnlichen Flachen
(s.0.) solche Flachen, auf denen Fahrzeuge abgestellt werden, die noch nicht in Betrieb
genommen wurden oder (zeitweise) nicht mehr in Betrieb genommen werden sollen,
z.B. Lagerflachen fir Fahrzeuge, Lagerflachen in Hafenanlagen oder Schrottplatze.
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Entscheidung ist die Beschwerde zulassig. Sie ist schriftlich binnen einer
mit der Zustellung der Entscheidung beginnenden Frist von einem Monat bei der Bun-
desnetzagentur flr Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tul-
penfeld 4, 53113 Bonn (Postanschrift: Postfach 80 01, 53105 Bonn) einzureichen. Zur
Fristwahrung genlgt jedoch, wenn die Beschwerde innerhalb dieser Frist bei dem Be-
schwerdegericht, dem Oberlandesgericht Diisseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3,
40474 Dusseldorf), eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betragt ei-
nen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von
dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwer-
debegriindung muss die Erklarung enthalten, inwieweit die Entscheidung angefochten
und ihre Abanderung oder Aufhebung beantragt wird. Ferner muss sie die Tatsachen
und Beweismittel angeben, auf die sich die Beschwerde stlitzt. Beschwerdeschrift und
Beschwerdebegrindung missen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Joghen Homann

rasident der Bundesnetzagentur -




	2024-11-22 - LRA Sömmerda.pdf
	2024-11-22 - LRA Sömmerda - Anlage Bundesnetzagentur    .pdf



